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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Reptener Teiche“ 

Vom 10. Dezember 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), verordnet der Minister für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Oberspree-
wald-Lausitz wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Na­
turschutzgebiet trägt die Bezeichnung „Reptener Teiche“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet liegt zum Teil im Landschafts­
schutzgebiet „Reptener Mühlenfließ“ und hat eine Größe von 
rund 63 Hektar. Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Koßwig Koßwig 2; 
Bolschwitz Bolschwitz 1; 
Repten Repten 1. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zu­
sätzlich eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich 
ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Naturschutzbe­
hörde, von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos ein­
gesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes, das ein Relikt einer 
naturnahen Landschaft des Lausitzer Beckens umfasst, ist 

1.	 die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 

a)	 als Lebensraum seltener in ihrem Bestand bedrohter 
wild lebender Pflanzengesellschaften, insbesondere der 

Röhricht- und Schwimmblattgesellschaften, der Feucht­
wiesen und Erlenbruchgesellschaften sowie der uferbe­
gleitenden Laubgehölze, 

b)	 als Lebens-, Nahrungs-, Brut-, Rast- und Überwinte­
rungsgebiet wild lebender Tierarten, insbesondere für 
bedrohte Säuger, Wasservogel- und Großvogelarten so­
wie für Amphibien; 

2.	 die Erhaltung der Lebensräume wild lebender Pflanzen­
arten, darunter nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 des Bundesnatur­
schutzgesetzes besonders geschützter Arten, beispielweise 
Breitblättriges Knabenkraut (Dactylorhiza majalis), Weiße 
Seerose (Nuphar alba), Große Teichrose (Nuphar lutea) 
und Wasser-Schwertlilie (Iris pseudacorus); 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, darunter 
nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesnaturschutzge­
setzes besonders und streng geschützter Arten, beispiels­
weise Zwergtaucher (Tachybaptus ruficollis), Wasserralle 
(Rallus aquaticus), Drosselrohrsänger (Acrocephalus arun­
dinacaeus), Beutelmeise (Remiz pendulinus) und Rohrwei­
he (Circus aeruginosus); 

4.	 die Erhaltung aus wissenschaftlichen Gründen zur Beob­
achtung und Erforschung von Arten- und Lebensgemein­
schaften der Teich- und Wiesengebiete; 

5.	 die Erhaltung der besonderen Eigenart des Gebietes mit 
Teichen, Gehölzgruppen und Kleingewässern mit hoher 
Strukturvielfalt und Artendiversität in der bergbaulich ge­
prägten Landschaft; 

6.	 die Erhaltung und Entwicklung des Niedermoorkörpers als 
Nährstoffsenke und stabilisierendes Element im Land­
schaftswasserhaushalt; 

7.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als wesent­
licher Teil des überregionalen Biotopverbundes zwischen 
der Calauer Schweiz und dem Spreewald. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung 

1.	 von natürlichen eutrophen Seen mit einer Vegetation des 
Magnopotamions, Flüssen der planaren Stufe mit Vegeta­
tion des Ranunclion fluitantis und des Callitricho-Batra-
chion, feuchten Hochstaudenfluren der planaren Stufe, ma­
geren Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, San­
guisorba officinalis) und alten bodensauren Eichenwäldern 
auf Sandebenen mit Quercus robur als Lebensraumtypen 
nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG 
Nr. L 206 S. 7), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 
S. 42) – Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

2.	 von Auen-Wäldern mit Schwarzerle (Alnus glutinosa) und 
Esche (Fraxinus excelsior) [Alno Padion] als prioritärer 
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Lebensraumtyp nach Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie; 

3.	 von Fischotter (Lutra lutra), Rotbauchunke (Bombina bom­
bina), Kammmolch (Triturus cristatuts) und Heldbock (Ce­
rambyx cerdo) als Tierarten nach Anhang II der Fauna-Flo-
ra-Habitat-Richtlinie, einschließlich ihrer für Fortpflan­
zung, Ernährung, Wanderung und Überwinterung wichti­
gen Lebensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtun­
gen sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verän­
dern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. zu baden oder zu tauchen; 

13. Wasserfahrzeuge aller Art einschließlich Luftmatratzen zu 
benutzen; 

14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

15. Hunde frei laufen zu lassen; 

16. Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen Umfang 
hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entgegen dem 
Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise den 
Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

17. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm 
auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unberührt; 

18. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

19. Fische oder Wasservögel zu füttern; 

20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland nachzusäen, um­
zubrechen oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 Grünland als Wiese oder Weide genutzt wird und die 
jährliche Zufuhr an Pflanzennährstoffen über Dünger in­
klusive der Exkremente von Weidetieren je Hektar 
Grünland die Menge nicht überschreitet, die dem Äqui­
valent an Dünger von 1,4 Großvieheinheiten (GVE) ent­
spricht, ohne chemisch-synthetische Stickstoffdünge­
mittel einzusetzen. Darüber hinaus gilt § 4 Abs. 2 Nr. 17, 

b)	 die Nutzung des Grünlandes nicht vor dem 16. Juni ei­
nes jeden Jahres erfolgt, 
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c)	 § 4 Abs. 2 Nr. 23 und 24 gilt; bei Narbenschäden ist ei­
ne umbruchlose Nachsaat mit Zustimmung der unteren 
Naturschutzbehörde zulässig; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 bei der Wiederaufforstung die Verwendung fremdländi­
scher Baumarten verboten ist, 

b)	 § 4 Abs. 2 Nr. 17 und 23 gilt; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bis­
herigen Art und im bisherigen Umfang, sowie die Teichbe­
wirtschaftung des Ober- und Unterteiches mit der Maßga­
be, dass Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder 
auszustatten sind, dass ein Einschwimmen und eine Ge­
fährdung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist. 
Die Ausübung der Angelfischerei bleibt unzulässig; 

4.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) die Jagd in der Zeit vom 1. März bis 30. Juni eines 
Jahres ausschließlich vom Ansitz aus erfolgt, 

bb) die Jagd auf Wasservögel erst ab dem 15. Novem­
ber eines jeden Jahres bis zum Ende der gesetz­
lichen Jagdzeit gestattet ist, 

b)	 die Anlage ortsunveränderlicher jagdlicher Einrichtun­
gen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der unteren Natur­
schutzbehörde. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn 
der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten. Die Ent­
scheidung hierüber soll unverzüglich erfolgen, 

c)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb gesetzlich ge­
schützter Biotope. 

Im Übrigen bleibt die Anlage von Wildfütterungen, Ansaat­
wildwiesen und Wildäckern sowie die Ausbildung und Prü­
fung von Hunden unzulässig; 

5.	 der teilweise Rückbau des „Neuen Vetschauer Mühlenflie­
ßes“ (Grubenwasserkanal) im Bereich des Ober- und 
Unterteiches; 

6.	 die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer mit der 
Maßgabe, dass 

a)	 die Instandhaltung der Gräben sowie die mechanische 
Krautung nicht vor dem 15. Juli eines jeden Jahres vor­
zunehmen ist, 

b)	 die Unterhaltung im Einvernehmen mit der unteren Na­
turschutzbehörde erfolgt, 

c)	 § 4 Abs. 23 gilt; 

7.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege sowie die ord­
nungsgemäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehen­
der Anlagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Na­
turschutzbehörde; 

8.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

9.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher 
Bodenveränderungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz 
sowie Maßnahmen der Munitionsräumung im Ein­
vernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde; 

10. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der unteren Naturschutzbehörde angeordnet worden sind; 

11. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

12. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 
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1.	 die fischereiwirtschaftliche Bewirtschaftung des Ober- und 
Unterteiches soll nach ökologischen Kriterien erfolgen, 
wobei mindestens 30 Prozent der bespannbaren Teichflä­
che als Schilffläche zu erhalten sind; 

2.	 an Staubauwerken soll die biologische Durchgängigkeit 
hergestellt werden; 

3.	 der vorgesehene naturnahe Rückbau des für die Gruben­
wasserableitung ausgebauten Vetschauer Mühlenfließes 
soll nach Möglichkeit die Eigendynamik des Fließgewäs­
sers zur Formung der Gewässerbettstruktur zulassen; 

4.	 Entwicklung einer Konzeption zur naturorientierten und 
naturverträglichen Erholungsnutzung. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendeinhundert­
neunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet werden. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Ausgenommen davon sind die Maßgaben zur landwirtschaft­
lichen Bodennutzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b und 
c, die am 1. Juli 2003 in Kraft treten. 

Potsdam, den 10. Dezember 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Reptener Teiche“ vom 10. Dezember 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 63 Hektar. Es 
umfasst folgende Flächen in den Gemarkungen: 

Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Koßwig 2 88, 89, 95 anteilig nördlich des Gra­
bens, 108 anteilig (nördlich des Gra­
bens), 109, 110, 111 anteilig (Weg), 
151 (Graben), 152 (Graben); 

Bolschwitz 1 226 anteilig (Graben), 229 (Weg), 230 
(Graben), 232 bis 257, 276 anteilig 
(Weg); 

Repten 1 71, 72, 73 anteilig (Graben), 74, 75 an­
teilig (Graben), 76 anteilig („Fasane­
rie“), 78 anteilig (Graben), 86, 87, 89, 
90 Oberteich, 91 anteilig (Weg), 92, 
98/2, 98/4, 99 Unterteich, 98/5, 100, 
101/2, 101/3, 114/2, 121, 123 anteilig 
(Graben), 132 anteilig (Weg). 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Alteno-Radden“ 

Vom 20. Dezember 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), verordnet der Minister für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen im Landkreis Dahme-
Spreewald und im Landkreis Oberspreewald-Lausitz werden 
als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzgebiet trägt 
die Bezeichnung „Alteno-Radden“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 34 Hektar. 
Es liegt zwischen den Orten Alteno und Groß Radden. Es um­
fasst folgende Flächen: 

Landkreis: Oberspreewald-Lausitz; Gemeinde: Klein Radden 

Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Klein Radden 2 72 anteilig, 75 anteilig, 76/1, 76/2 an­
teilig, 76/4 anteilig, 77, 78, 79, 80 an­
teilig, 83 anteilig, 90 anteilig; 

Landkreis: Dahme-Spreewald; Gemeinde: Duben 

Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Alteno 3 111 anteilig, 110 anteilig. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer Karte im 
Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit ununterbrochener Li­
nie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere Rand dieser Linie. 
Maßgeblich ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
bei den Landkreisen Oberspreewald-Lausitz und Dahme-
Spreewald, untere Naturschutzbehörden, von jedermann wäh­
rend der Dienstzeiten kostenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes, das einen Komplex 
aus offenen und kiefernbestockten Binnendünen im Naturraum 
des „Lausitzer Becken- und Heidelandes“ umfasst und durch 
einen Wechsel von größeren Lichtungen mit kontinental ge­
prägten Lebensräumen und Gehölzbeständen gekennzeichnet 
ist, ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung als Lebensraum wild le­
bender Pflanzengesellschaften, insbesondere von kontinen­
tal getönten Trockenrasen und von flechtenreichen, natur­
nahen Kiefernwäldern mit hohem Anteil an offenen Flä­
chen; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, insbesondere 
von Insekten wärmeliebender Standorte, darunter nach 
§ 10 Abs. 2 Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes be­
sonders geschützte Arten wie die Gruppe der Sandlaufkä­
fer und Hautflügler sowie die Ameisenjungfer; 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des für diesen Landschafts­
raum außergewöhnlich trockenen und nährstoffarmen 
Standortes, als Ausgangspunkt für die Wiederbesiedlung 
ehemaliger Tagebauflächen mit Pflanzen und Tieren. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung von Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus 
(Silbergras) und Agrostis (Straußgras) als Lebensraumtyp nach 
Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Okto­
ber 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42) – Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 
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3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel- § 5 
len oder anzubringen; Zulässige Handlungen 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto- (1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
maten aufzustellen; Handlungen: 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 1. die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
versiegeln oder zu verunreinigen;	 turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 

Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut- Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­

zung zu ändern; chen mit der Maßgabe, dass 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu a) Kahlschläge bis zu einer Größe von einem Hektar zu­
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; lässig sind, 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; b) eine Wiederaufforstung der natürlich entstandenen of­
fenen Bereiche auf der Binnendüne verboten ist, 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

c)	 § 4 Abs. 2 Nr. 15 und 21 gilt; 
10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 2. für den Bereich der Jagd: 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten;	 a) die rechtmäßige Ausübung der Jagd, 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

b)	 die Anlage und ordnungsgemäße Unterhaltung jagd­
licher Einrichtungen. 

Im Übrigen bleibt die Anlage von Kirrungen, Ansaatwild­
12. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder wiesen und Wildäckern verboten;


feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten;

3.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­

13. Hunde frei laufen zu lassen;	 setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege im Einvernehmen 

14. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, oder in anderer Weise den 
Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde. Eine Ver­
siegelung des Verbindungsweges Alteno-Groß Radden ist 
in diesem Rahmen unzulässig; 

15. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm	 4. die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unberührt; ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 

Art und im bisherigen Umfang; 
16. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 

oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen;	 5. Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­

17. Tiere zu füttern oder Futter bereitzustellen;	 tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­

18. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln;	 nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde; 

19. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

6.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen unteren Naturschutzbehörde angeordnet 
worden sind; 

20. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

7.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 

21. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden.	 Warntafeln dienen; 



133 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 7 vom 28. März 2003 

8.	 Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die zuständige untere Naturschutzbehörde ist über die ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie 
kann nachträglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbar­
keit mit dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 die Kiefernbestände auf der Binnendüne sollen zur Ent­
wicklung lichtliebender Pflanzengesellschaften langfristig 
in einen naturnahen Flechtenkiefernwald mit natürlicher 
Bestockungsdichte umgewandelt werden; 

2.	 eine Verjüngung soll vorrangig über Naturverjüngung er­
folgen; 

3.	 es soll ein Altholz- und Totholzanteil von zehn Prozent er­
halten bleiben; 

4.	 Robinien sollen entfernt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 

des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 20. Dezember 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

In Vertretung 
Friedhelm Schmitz-Jersch 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Tanneberger Sumpf-Gröbitzer Busch“ 

Vom 21. Januar 2003 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), verordnet der Minister für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Elbe-Els-
ter wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzge­
biet trägt die Bezeichnung „Tanneberger Sumpf-Gröbitzer 
Busch“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 47 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren und Flurstücken: 

Gemeinde: Massen (Niederlausitz) 

Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Gröbitz 1 9/1 (anteilig), 14 (anteilig), 15 (antei­
lig), 127/2 (anteilig), 183 bis 185, 186 
(anteilig), 187 (anteilig), 188 (anteilig), 
189 (anteilig), 190 (anteilig), 191/2 
(anteilig), 192/2 (anteilig); 

Gröbitz 3 1 bis 4, 5 (anteilig), 6 (anteilig); 

Tanneberg 1 188 (anteilig), 200, 201, 202 (anteilig), 
204 (anteilig), 205 bis 215, 216 (antei­
lig), 217 bis 223, 236 (anteilig), 242 
(anteilig), 243 (anteilig), 244 (anteilig), 
245 (anteilig). 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingetragen; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Maßgeblich ist die Einzeichnung in den 
Flurkarten. 

(3) Innerhalb des Naturschutzgebietes ist eine Zone 1 von rund 
18 Hektar mit ergänzenden Beschränkungen der landwirt­
schaftlichen Nutzung festgesetzt. Die Grenze der Zone 1 ist in 
die topografische Karte und in die Flurkarten eingezeichnet. 
Maßgeblich ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

Die Zone 1 umfasst Flächen in folgenden Fluren und Flurstü­
cken: 

Gemarkung: Flur:	 Flurstücke: 

Gröbitz 1	 183 bis 185, 186 bis 188 (anteilig), 
191/2 (anteilig), 192/2 (anteilig); 

3  1 bis 4. 

(4) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie beim 
Landkreis Elbe-Elster, untere Naturschutzbehörde, von jeder­
mann während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes, das durch eine viel­
fältig strukturierte Niedermoorlandschaft mit einem kleinräu­
migen Wechsel von Grünland, Brachen und Feuchtwaldberei­
chen charakterisiert wird, ist 

1.	 die Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung als Le­
bensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, insbeson­
dere von Grünlandgesellschaften, Erlen-Eschen- und Er­
lenbruchwald sowie von temporären Kleingewässern, 
Fließgewässern und Hochstaudenfluren beziehungsweise 
Laubgebüschen nasser Standorte; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, wie Greifvö­
gel, Schreitvögel, Wiesen- und Gebüschbrüter sowie Am­
phibien, darunter nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des 
Bundesnaturschutzgesetzes besonders und streng geschütz­
ter Arten, beispielsweise Bekassine (Gallinago gallinago), 
Schafstelze (Motacilla flava), Kiebitz (Vanellus vanellus) 
und Moorfrosch (Rana arvalis); 

3.	 die Entwicklung feuchtgebietstypischer Lebensgemein­
schaften im Rahmen eines regionalen Biotopverbundes 
entlang des Flusses „Kleine Elster“. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung 

1.	 von Flüssen der planaren bis montanen Stufe mit Vegeta­
tion des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-Batra-
chion, feuchten Hochstaudenfluren der planaren Stufe und 
montanen bis alpinen Stufe, mageren Flachland-Mähwie-
sen (Alopecurus pratensis) als Lebensraumtypen nach An­
hang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 
S. 7), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/62/EG 
vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42) – Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie; 
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2.	 von Auenwäldern mit Alnus glutinosa (Schwarz-Erle) und 
Fraxinus excelsior (Gewöhnliche Esche) (Alno-Padion, Al­
nion incanae, Salicion albae) und Weichholzauenwäldern 
als prioritäre Lebensraumtypen nach Anhang I der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie; 

3.	 von Fischotter (Lutra lutra) als Tierart nach Anhang II der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, einschließlich seiner für 
Fortpflanzung, Ernährung, Überwinterung wichtigen Le­
bensräume und Wanderkorridore. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, die Böden zu verfestigen, 
zu versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

13. Hunde frei laufen zu lassen; 

14. Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen Umfang 
hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entgegen dem 
Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise den Was­
serhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

15. Schmutzwasser, Gülle, Dünger oder Klärschlamm auszu­
bringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die §§ 4, 5 
der Klärschlammverordnung bleiben unberührt; 

16. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzula­
gern oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

17. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

18. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

19. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

20. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

21. Wiesen oder Weiden oder sonstiges Grünland umzubre­
chen oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten 
Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 Grünland als Wiese oder Weide genutzt wird und die 
jährliche Zufuhr an Pflanzennährstoffen über Dünger 
inklusive der Exkremente von Weidetieren je Hektar 
Grünland die Menge nicht überschreitet, die dem Äqui­
valent an Dünger von 1,4 Großvieheinheiten (GVE) 
entspricht, ohne chemisch-synthetische Stickstoffdün­
gemittel einzusetzen. Im Übrigen gilt § 4 Abs. 2 Nr. 15, 

b)	 die Nutzung des Grünlandes in der Zone 1 nicht vor 
dem 1. Juli eines jeden Jahres und auf den übrigen Flä­
chen nicht vor dem 16. Juni eines jeden Jahres erfolgt, 

c)	 Feldgehölze und Uferböschungen bei Beweidung aus­
zuzäunen sind, 

d)	 § 4 Abs. 2 Nr. 20 und 21 gilt, wobei eine umbruchlose 
Nachsaat mit Zustimmung der unteren Naturschutzbe­
hörde zulässig ist; 
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2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten 
Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 die an der potenziellen natürlichen Vegetation orien­
tierte Baumartenzusammensetzung zu erhalten ist, 

b)	 eine Nutzung nur einzelstammweise zulässig ist, 

c)	 keine Horst- oder Höhlenbäume entfernt werden, 

d)	 § 4 Abs. 2 Nr. 20 gilt; 

3.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der unteren 
Naturschutzbehörde. Die Zustimmung ist zu erteilen, 
wenn der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten, wenn es 
dem Schutzzweck entgegensteht. Die Entscheidung 
hierüber soll unverzüglich erfolgen. 

Im Übrigen ist die Anlage von Ansaatwiesen, Wildäckern 
oder Kirrungen verboten; 

4.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

5.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

6.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

7.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der unteren Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

8.	 behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilderungen, 
soweit sie auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen 
oder als hoheitliche Kennzeichnungen, Orts- oder 

Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder Warntafeln 
dienen; 

9.	 Maßnahmen, die der Abwendung einer unmittelbar drohen­
den Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung die­
nen. Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffe­
nen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann 
nachträglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit 
mit dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 dieser Verordnung für das Betreten und Befahren 
des Naturschutzgebietes enthaltenen Einschränkungen gelten 
nicht für die Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zustän­
digen Naturschutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbe­
hörden beauftragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauf­
tragte Personen anderer zuständiger Behörden und Einrichtun­
gen, soweit diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufga­
ben handeln. Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 
Satz 2 des Landeswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgaben benannt: 

1.	 die Stauhöhe und Staudauer der Gräben soll auf der Grund­
lage einer noch zu erstellenden Konzeption auf den Schutz­
zweck abgestimmt werden; 

2.	 die Beweidung des Grünlandes soll als Portionsweide er­
folgen; 

3.	 Tot- und Altholz soll im Gebiet verbleiben; 

4.	 die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gräben soll ab­
schnittsweise und jeweils auf einer Uferseite zulässig sein. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 
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§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks und die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den §§ 29 
und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzausweisungen im Bereich des in § 2 
genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Ausgenommen sind die Maßgaben zur landwirtschaftlichen 
Bodennutzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b und d, die 
am 1. Juli 2003 in Kraft treten. 

Potsdam, den 21. Januar 2003 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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Verordnung 
über bauaufsichtliche Anforderungen 
an Krankenhäuser und Pflegeheime 

im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Krankenhaus- und 

Pflegeheim-Bauverordnung – BbgKPBauV) *) 

Vom 21. Februar 2003 

Auf Grund des § 88 Abs. 1 und 2 der Brandenburgischen Bau­
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 
1998 (GVBl. I S. 82) verordnet der Minister für Stadtentwick­
lung, Wohnen und Verkehr: 

Inhaltsübersicht 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Begriffe 

Teil 2 
Allgemeine Bauvorschriften 

Abschnitt 1 
Bauteile und Baustoffe 

§ 3 Bauteile 
§ 4 Dämmstoffe, Unterdecken und Verkleidungen 
§ 5 Brandabschnitte 

Abschnitt 2 
Rettungswege 

§ 6 Führung der Rettungswege 
§ 7 Notwendige Flure 
§ 8 Treppen 
§ 9 Türen 

Teil 3 
Technische Einrichtungen 

§ 10  Sicherheitsstromversorgungsanlagen und Blitzschutz­
anlagen 

§ 11  Sicherheitsbeleuchtung und Rufanlagen 
§ 12 Aufzüge 
§ 13 Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen 

*)	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations­
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif­
ten (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch die Richt­
linie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juli 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden. 

§ 14  Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, Brandmelder­
und Alarmzentrale, Brandfallsteuerung der Aufzüge 

§ 15  Besondere Anforderungen an Räume mit erhöhter 
Brandgefahr 

Teil 4 
Betriebsvorschriften 

§ 16  Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr 
§ 17 Brandschutzordnung, Feuerwehrpläne 

Teil 5 
Zusätzliche Bauvorlagen, Prüfungen 

§ 18 Zusätzliche Bauvorlagen 
§ 19 Prüfungen 

Teil 6 
Schlussvorschriften 

§ 20 Anwendung auf bestehende Krankenhäuser und Pflege­
heime 

§ 21 Gleichwertigkeit 
§ 22 In-Kraft-Treten 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für den Bau und den Betrieb von Kran­
kenhäusern und Pflegeheimen. Sie gilt nicht für Tageskliniken 
und Praxen. 

§ 2 
Begriffe 

(1) Krankenhäuser sind bauliche Anlagen mit Einrichtungen, in 
denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistungen Krankhei­
ten, Leiden oder Körperschäden untersucht oder behandelt wer­
den oder Geburtshilfe geleistet wird und in denen die zu versor­
genden Personen untergebracht, verpflegt und gepflegt oder be­
handelt werden. Zu den Krankenhäusern zählen auch sonstige 
Einrichtungen mit entsprechender Zweckbestimmung, wie Fach­
krankenhäuser, Reha-Kliniken, Krankenhäuser des Straf- oder 
Maßregelvollzugs und Krankenhäuser der Bundeswehr. 

(2) Pflegeheime sind bauliche Anlagen, in denen die zu versor­
genden pflegebedürftigen Personen untergebracht, gepflegt 
und verpflegt werden. Hierzu zählen insbesondere Altenpflege­
und Behindertenheime. 

(3) Intensivbereiche sind Gebäude oder Gebäudeteile von 
Krankenhäusern oder Pflegeheimen, die vom Träger der Ein­
richtung dazu bestimmt sind, überwiegend solche kranke oder 
pflegebedürftige Personen aufzunehmen, die in außergewöhn­
lichem Maß Behandlung, Pflege und Überwachung benötigen. 
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Teil 2 
Allgemeine Bauvorschriften 

Abschnitt 1 
Bauteile und Baustoffe 

§ 3 
Bauteile 

(1) Tragende Bauteile, wie Wände, Pfeiler, Stützen und Decken, 
müssen feuerbeständig, in erdgeschossigen Gebäuden feuer­
hemmend sein. 

(2) Trennwände zwischen Bettenzimmern und zwischen Betten­
zimmern und anderen Räumen müssen in Krankenhäusern min­
destens feuerhemmend, in Pflegeheimen mindestens hoch­
feuerhemmend sein. 

(3) Außenwände mehrgeschossiger Gebäude müssen aus nicht­
brennbaren Baustoffen bestehen. 

(4) Die Außenwände zwischen übereinanderliegenden Öffnun­
gen verschiedener Geschosse müssen so ausgebildet sein, dass 
ein Feuerüberschlag ausreichend lang verhindert wird. 

§ 4 
Dämmstoffe, Unterdecken und Verkleidungen 

(1) Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen beste­
hen. 

(2) Verkleidungen an Wänden müssen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen bestehen. 

(3) Unterdecken und Verkleidungen an Decken müssen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

(4) Unterkonstruktionen, Halterungen und Befestigungen von 
Unterdecken und Verkleidungen nach den Absätzen 2 und 3 
müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. In den Hohl­
räumen hinter Unterdecken und Verkleidungen dürfen Kabel 
und Leitungen nur in Installationsschächten oder Installations­
kanälen aus nichtbrennbaren Baustoffen verlegt werden. 

§ 5 
Brandabschnitte 

(1) Pflegebereiche müssen in jedem Geschoss mindestens zwei 
getrennte Brandabschnitte haben. Die Brandabschnitte müssen 
durch Brandwände getrennt sein. Die Brandabschnitte müssen 
im Zuge der Rettungswege mit den benachbarten Brandab­
schnitten unmittelbar verbunden sein. 

(2) Jeder Brandabschnitt muss einen notwendigen Treppen­
raum haben. Die Brandabschnitte dürfen nicht durch offene 
Treppenräume verbunden sein. 

(3) Die Brandabschnitte sind so zu bemessen, dass zusätzlich

alle Personen aus dem größten benachbarten Brandabschnitt 
vorübergehend aufgenommen werden können. Die Nutzbarkeit 
der Rettungswege darf durch die zusätzlich aufgenommenen 
Rollstühle, Betten und Tragen nicht beeinträchtigt werden. 

Abschnitt 2 
Rettungswege 

§ 6 
Führung der Rettungswege 

(1) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen so errichtet wer­
den und ausgestattet sein, dass die Rettung kranker oder pfle­
gebedürftiger Personen ins Freie, in einen benachbarten Brand­
abschnitt oder einen anderen sicheren Bereich im Gefahrenfall 
durch das eigene Personal in wenigen Minuten durchgeführt 
werden kann. 

(2) Zu den Rettungswegen gehören insbesondere die frei zu 
haltenden Gänge und Rampen, die Ausgänge aus Gemein­
schaftsräumen, die notwendigen Flure und notwendigen Trep­
pen, die Ausgänge ins Freie, die als Rettungsweg dienenden 
Balkone, Dachterrassen und Außentreppen sowie die Rettungs­
wege im Freien auf dem Grundstück. 

(3) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen in jedem Ge­
schoss mit Aufenthaltsräumen mindestens zwei voneinander 
unabhängige bauliche Rettungswege haben. Die Führung bei­
der Rettungswege innerhalb eines Geschosses durch einen ge­
meinsamen notwendigen Flur ist zulässig. Stichflure bis zu 10 m 
Länge sind zulässig. 

(4) Rettungswege dürfen durch Foyers oder Hallen zu Ausgän­
gen ins Freie geführt werden, wenn für jedes Geschoss mindes­
tens ein weiterer von dem Foyer oder der Halle unabhängiger 
baulicher Rettungsweg vorhanden ist. 

(5) Ausgänge und Rettungswege müssen durch Sicherheits­
zeichen dauerhaft und gut sichtbar gekennzeichnet sein. 

§ 7 
Notwendige Flure 

(1) Wände notwendiger Flure müssen in Krankenhäusern min­
destens feuerhemmend, in Pflegeheimen mindestens hochfeuer­
hemmend sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

(2) Die lichte Breite notwendiger Flure muss in Pflegeheimen 
mindestens 1,60 m betragen. Die lichte Breite notwendiger 
Flure muss in Krankenhäusern sowie in Intensivbereichen von 
Pflegeheimen mindestens 2,25 m betragen. Für notwendige 
Flure, die nur dem Personal zugänglich sind, genügt eine lichte 
Breite von 1,20 m. 

(3) Die lichte Breite notwendiger Flure darf durch Türen, 
Handläufe und Einbauten nicht eingeengt werden. 

(4) Notwendige Flure müssen Fenster oder Rauchabzugsanla­
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gen haben, die so beschaffen sind, dass sie im Brandfall Rauch 
ohne Gefahr für andere Räume abführen können. 

§ 8 
Treppen 

(1) Notwendige Treppen müssen feuerbeständig sein. Für not­
wendige Treppen als Außentreppen genügen nichtbrennbare 
Baustoffe. 

(2) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherver­
kehr dienende Treppen müssen geschlossene Tritt- und Setzstu­
fen haben; dies gilt nicht für Außentreppen. Wendeltreppen 
sind unzulässig. 

(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen muss mindestens 
1,50 m betragen. 

(4) Notwendige Treppenräume müssen an ihrer obersten Stelle 
einen Rauchabzug haben. 

§ 9 
Türen 

(1) In Brandwänden müssen Türen feuerbeständig, rauchdicht 
und selbstschließend sein. 

(2) In raumabschließenden Innenwänden, die feuerbeständig
sein müssen, müssen Türen mindestens feuerhemmend, rauch­
dicht und selbstschließend sein. 

(3) In raumabschließenden Innenwänden, die hochfeuerhem-
mend sein müssen, müssen Türen mindestens rauchdicht und 
selbstschließend sein. 

(4) In raumabschließenden Innenwänden, die feuerhemmend
sein müssen, müssen Türen mindestens dichtschließend und 
vollwandig sein. 

(5) Die lichte Breite der Türen von Aufenthaltsräumen und der 
Türen im Zuge von Rettungswegen muss mindestens 0,90 m 
betragen. In Krankenhäusern und in Intensivbereichen von 
Pflegeheimen muss die lichte Breite der Türen, durch die Kran­
ke liegend befördert werden, mindestens 1,25 m betragen. 

(6) Türen in Rettungswegen müssen in Fluchtrichtung auf­
schlagen und dürfen keine Schwellen haben. Die Türen müssen 
jederzeit von innen leicht und in voller Breite geöffnet werden 
können. Die Türen, die wegen einer sicheren Unterbringung von 
Personen verschlossen gehalten werden, müssen im Gefahrenfall 
durch das Personal ohne Zeitverzug geöffnet werden können. 

(7) Pendeltüren und Schiebetüren sind im Zuge von Rettungs­
wegen unzulässig, dies gilt nicht für automatische Schiebe­
türen, die die Rettungswege nicht beeinträchtigen. 

(8) Türen, die selbstschließend sein müssen, dürfen offen ge­
halten werden, wenn sie Einrichtungen haben, die bei Rauch­
einwirkung ein selbsttätiges Schließen der Türen bewirken; sie 
müssen auch von Hand geschlossen werden können. 

Teil 3 
Technische Einrichtungen 

§ 10 
Sicherheitsstromversorgungsanlagen 

und Blitzschutzanlagen 

(1) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen eine Sicherheits­
stromversorgungsanlage haben, die bei Ausfall der allgemei­
nen Stromversorgung den Betrieb der sicherheitstechnischen 
Anlagen und Einrichtungen übernimmt, insbesondere der 

1.	 Sicherheitsbeleuchtung, 

2.	 automatischen Feuerlöschanlagen und Druckerhöhungs­
anlagen für die Löschwasserversorgung, 

3.	 Rauchabzugsanlagen, 

4.	 Brandmeldeanlagen, 

5.	 Alarmierungsanlagen und Rufanlagen. 

(2) Sicherheitsstromversorgungsanlagen von Krankenhäusern 
müssen einen mindestens dreistündigen Betrieb gewährleisten 
und so beschaffen sein, dass die Stromunterbrechung bei Aus­
fall der allgemeinen Stromversorgung nicht länger als 15 Se­
kunden andauert. 

(3) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen Blitzschutzanla­
gen haben, die auch die sicherheitstechnischen Einrichtungen 
schützen (äußerer und innerer Blitzschutz). 

§ 11 
Sicherheitsbeleuchtung und Rufanlagen 

(1) Rettungswege und Räume für die Untersuchung, Behand­
lung, Unterbringung und Pflege müssen eine Sicherheitsbe­
leuchtung haben, die auch die Sicherheitszeichen beleuchtet. 

(2) Bettenzimmer, Wasch-, Bade- und Toilettenräume müssen 
eine Rufanlage haben, mit der das Personal benachrichtigt wer­
den kann. Die Rufanlage muss von jedem Bett aus betätigt 
werden können. Der Ruf muss mindestens im Dienstzimmer 
des Pflegepersonals optisch und akustisch wahrnehmbar sein. 

§ 12 
Aufzüge 

(1) Mehrgeschossige Krankenhäuser und Pflegeheime müssen 
eine ausreichende Zahl von Aufzügen haben. 

(2) In Pflegeheimen muss eine ausreichende Zahl von Aufzü­
gen für den Transport von Tragen geeignet sein; ab 100 Betten 
sind mindestens zwei Aufzüge erforderlich. 

(3) In Krankenhäusern und in Pflegeheimen mit Intensivberei­
chen muss eine ausreichende Zahl von Aufzügen für den Trans­
port von Betten geeignet sein (Bettenaufzüge); in Krankenhäu­
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sern sind mindestens zwei Bettenaufzüge erforderlich. Mehrere 
Bettenaufzüge sind so im Gebäude anzuordnen, dass im Ge­
fahrenfall ein Brandabschnitt mit einem nicht durch Feuer und 
Rauch gefährdeten Bettenaufzug erreicht werden kann. 

§ 13  
Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen 

(1) Gebäude sind mit geeigneten Feuerlöschern in ausreichen­
der Zahl auszustatten. Die Feuerlöscher sind gut sichtbar und 
leicht zugänglich anzubringen. 

(2) In jedem Brandabschnitt muss an geeigneter Stelle in der
Nähe des notwendigen Treppenraums eine trockene Steiglei­
tung oder ein Wandhydrant angebracht sein. 

(3) Foyers oder Hallen, durch die Rettungswege führen, müs­
sen eine automatische Feuerlöschanlage haben. 

(4) Räume mit erhöhter Brandgefahr, wie Räume, in denen mit 
offenem Feuer oder brennbaren Flüssigkeiten umgegangen 
wird, Laboratorien, Werkstätten, Desinfektionsräume, Film­
archive oder Lagerräume für Medikamente oder brennbare 
Flüssigkeiten müssen eine dafür geeignete automatische Feuer­
löschanlage haben. Satz 1 gilt entsprechend für Einrichtungen, 
von denen besondere Brandgefahren ausgehen. 

(5) Automatische Feuerlöschanlagen müssen an eine Brand­
melderzentrale angeschlossen sein. 

§ 14  
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 

Brandmelder- und Alarmzentrale, 
Brandfallsteuerung der Aufzüge 

(1) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen Brandmeldeanla­
gen mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern 
haben. 

(2) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen Alarmierungsanla­
gen haben, mit denen das Betriebspersonal alarmiert werden kann. 

(3) Krankenhäuser und Pflegeheime müssen zusätzlich zu den 
örtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Bedienungsvorrich­
tungen für Rauchabzugs-, Feuerlösch-, Brandmelde-, Alarmie­
rungsanlagen haben, die in einem für die Feuerwehr leicht zu­
gänglichen Raum (Brandmelder- und Alarmzentrale) zusam­
mengefasst werden. 

(4) Aufzüge müssen mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet 
sein, die durch die automatische Brandmeldeanlage ausgelöst 
wird. Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die Auf­
züge des betroffenen Brandabschnitts das Erdgeschoss oder 
das diesem nächstgelegene, nicht von der Brandmeldung be­
troffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort mit geöffne­
ten Türen außer Betrieb gehen. 

(5) Automatische Brandmeldeanlagen müssen durch techni­
sche Maßnahmen gegen Falschalarme gesichert sein. Brand­

meldungen müssen von der Brandmelderzentrale unmittelbar 
und automatisch zur Leitstelle für den Brandschutz, Rettungs­
dienst und Katastrophenschutz weitergeleitet werden. 

§ 15 
Besondere Anforderungen an 

Räume mit erhöhter Brandgefahr 

(1) Räume mit erhöhter Brandgefahr (§ 13 Abs. 4) müssen 
mindestens zwei möglichst weit auseinander und entgegenge­
setzt liegende Ausgänge ins Freie oder zu Rettungswegen ha­
ben. Ein Ausgang darf auch zu einem benachbarten Raum füh­
ren, wenn von diesem ein Rettungsweg oder das Freie unmittel­
bar erreichbar ist. 

(2) In Räumen mit erhöhter Brandgefahr müssen geeignete 
Feuerlöscheinrichtungen oder Löschdecken zur Bekämpfung 
von Entstehungsbränden bereitgehalten werden. 

(3) Räume mit erhöhter Brandgefahr müssen Einrichtungen ha­
ben, durch die Gase, Dämpfe, Nebel, Wrasen und Stäube so 
beseitigt werden, dass Gefahren oder unzumutbare Belästigun­
gen nicht entstehen können. Räume dieser Art müssen durch 
Warnschilder gekennzeichnet sein. 

Teil 4 
Betriebsvorschriften 

§ 16 
Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr 

(1) Rettungswege auf dem Grundstück sowie Zufahrten, Auf­
stell- und Bewegungsflächen für Einsatzfahrzeuge von Polizei, 
Feuerwehr und Rettungsdiensten müssen ständig frei gehalten 
werden. Darauf ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen. 

(2) Rettungswege in Krankenhäusern und Pflegeheimen müs­
sen ständig frei gehalten werden. 

(3) Während des Betriebes müssen alle Türen von Rettungs­
wegen unverschlossen sein; dies gilt nicht für Krankenhäuser 
des Straf- oder Maßregelvollzugs. 

§ 17 
Brandschutzordnung, Feuerwehrpläne 

(1) Der Betreiber hat im Einvernehmen mit der Brandschutz­
dienststelle eine Brandschutzordnung aufzustellen und durch 
Aushang bekannt zu machen. In der Brandschutzordnung sind 
insbesondere die Erforderlichkeit und die Aufgaben eines 
Brandschutzbeauftragten und der Kräfte für den Brandschutz so­
wie die betrieblichen Maßnahmen festzulegen, die zur Rettung 
Behinderter, insbesondere Rollstuhlbenutzer, erforderlich sind. 

(2) Das Betriebspersonal ist bei Beginn des Arbeitsverhält­
nisses und danach mindestens zweimal jährlich zu unterweisen 
über 
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1.	 die Lage und die Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen 
und -anlagen, Rauchabzugsanlagen, Brandmelde- und Alar­
mierungsanlagen und der Brandmelder- und Alarmzentrale, 

2.	 die Brandschutzordnung, insbesondere über das Verhalten 
bei einem Brand oder bei einer Panik, und 

3.	 die Betriebsvorschriften. 

Den Brandschutzdienststellen ist Gelegenheit zu geben, an der 
Unterweisung teilzunehmen. Über die Unterweisung ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die der Bauaufsichtsbehörde auf Ver­
langen vorzulegen ist. 

(3) Im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle sind 
Feuerwehrpläne anzufertigen und der örtlichen Feuerwehr zur 
Verfügung zu stellen. 

(4) In jedem Geschoss sind der Verlauf der Rettungswege, die für 
die Brandbekämpfung freizuhaltenden Flächen, die Feuermelde­
und Feuerlöscheinrichtungen, die Bedienungseinrichtungen der 
technischen Anlagen für die Brandbekämpfung sowie die Berei­
che für Infektionskranke und die Bereiche, in denen mit ionisie­
renden Strahlen umgegangen wird, in einem Flucht- und Ret­
tungswegeplan im Maßstab von mindestens 1 : 200 darzustellen. 
Im Raum, in dem die Brandmelderzentrale untergebracht ist, 
sind der Lageplan mit den Außenanlagen sowie die Flucht- und 
Rettungswegepläne aller Geschosse anzubringen. 

Teil 5 
Zusätzliche Bauvorlagen, Prüfungen 

§ 18 
Zusätzliche Bauvorlagen 

(1) Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutzkonzept vorzule­
gen, in dem insbesondere die Zahl der Betten, die Art der 
Unterbringung, die Anordnung der Intensivbereiche, die An­
ordnung und Bemessung der Rettungswege, die Art der Ret­
tung und die zur Erfüllung der brandschutztechnischen Anfor­
derungen erforderlichen baulichen, technischen und betriebli­
chen Maßnahmen dargestellt sind. 

(2) In den Bauvorlagen ist die Zweckbestimmung der einzel­
nen Räume und Bereiche anzugeben. Insbesondere sind die 
Operationsbereiche, die Intensivbereiche, die Bereiche für In­
fektionskranke und die Bereiche, in denen mit ionisierenden 
Strahlen umgegangen wird, sowie die für diese Bereiche erfor­
derlichen besonderen baulichen, technischen und betrieblichen 
Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen darzustellen. 

(3) Für die nach dieser Verordnung erforderlichen technischen 
Einrichtungen sind besondere Pläne, Beschreibungen und 
Nachweise vorzulegen. 

(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien, die Zufahrten und 
die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Einsatz- und Ret­
tungsfahrzeuge sind in einem besonderen Außenanlagenplan 
darzustellen. 

§ 19 
Prüfungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde hat Krankenhäuser und Pflege­
heime in Zeitabständen von höchstens zwei Jahren zu prüfen. 
Dabei ist auch die Einhaltung der Betriebsvorschriften zu über­
wachen und festzustellen, ob die vorgeschriebenen wiederkeh­
renden Prüfungen fristgerecht durchgeführt und etwaige Män­
gel beseitigt worden sind. Der Heimaufsicht, der Ordnungsbe­
hörde, der Gewerbeaufsicht und der Brandschutzdienststelle ist 
Gelegenheit zur Teilnahme an den Prüfungen zu geben. 

(2) In Jahren, in denen eine Brandschau nach § 23 des Brand-
schutzgesetzes unter Beteiligung der Bauaufsichtsbehörde 
durchgeführt wird, entfällt die Prüfung nach Absatz 1. 

Teil 6 
Schlussvorschriften 

§ 20 
Anwendung auf bestehende Krankenhäuser 

und Pflegeheime 

(1) Auf die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verord­
nung bestehenden Krankenhäuser und Pflegeheime sind die Be­
triebsvorschriften (§§ 16 und 17) und die Vorschriften über Prü­
fungen (§ 19) dieser Verordnung entsprechend anzuwenden. 

(2) Bestehende Krankenhäuser und Pflegeheime sind bis zum 
31. Dezember 2005 so nachzurüsten, dass sie den Anforderun­
gen des § 14 entsprechen. 

§ 21 
Gleichwertigkeit 

Bauprodukte, Bauarten und Prüfverfahren, die den in Vor­
schriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum genannten technischen Anforde­
rungen entsprechen, dürfen verwendet werden, wenn das gefor­
derte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und 
Gebrauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht und 
die Verwendbarkeit nachgewiesen wird. 

§ 22 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 21. Februar 2003 

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr 

Hartmut Meyer 
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Verordnung zur Aufhebung 
der Tierseuchenverordnung über 

zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Klassischen Schweinepest bei Schwarzwild 

Vom 3. März 2003 

Auf Grund des § 79 Abs. 3 des Tierseuchengesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 11. April 2001 (BGBl. I 
S. 506) und des § 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des 
Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 2001 (GVBl. 2002 I S. 14) verordnet der Minis­
ter für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 

Die Tierseuchenverordnung über zusätzliche Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Klassischen Schweinepest bei Schwarzwild 
vom 31. August 1999 (GVBl. II S. 490) wird aufgehoben. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 3. März 2003 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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